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BESCHLUSS 

Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz des Präsidenten  

DDr. Christoph GRABENWARTER, 

 

in Anwesenheit der Vizepräsidentin  

Dr. Verena MADNER  

 

und der Mitglieder 

Dr. Markus ACHATZ, 

Dr. Sieglinde GAHLEITNER, 

Dr. Andreas HAUER, 

Dr. Christoph HERBST, 

Dr. Michael HOLOUBEK, 

Dr. Helmut HÖRTENHUBER, 

Dr. Claudia KAHR, 

Dr. Georg LIENBACHER, 

Dr. Michael RAMI, 

Dr. Johannes SCHNIZER und 

Dr. Ingrid SIESS-SCHERZ 

 

sowie des Ersatzmitgliedes 

MMag. Dr. Barbara LEITL-STAUDINGER 

 

als Stimmführer, im Beisein der verfassungsrechtlichen Mitarbeiterin 

Mag. Julia Constanze JUNGWIRTH 

als Schriftführerin,  
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in der Beschwerdesache 1. der ***, 2. der ***, und 3. des ***, alle vertreten 

durch Rechtsanwalt Dr. Andreas Brugger, Salurner Straße 16, 6020 Innsbruck, 

gegen das Erkenntnis des Landesverwaltungsgerichtes Tirol vom 17. Juli 2020, 

Z LVwG-2019/44/1466-1, in seiner heutigen nichtöffentlichen Sitzung beschlos-

sen: 

 

I. Gemäß Art. 140 Abs. 1 Z 1 lit. b B-VG wird die Verfassungsmäßigkeit der 

Wortfolge "sowie mit dem Eintritt eines Unvereinbarkeitsgrundes nach 

Abs. 4" in § 36b Abs. 3 und des § 36b Abs. 4 erster Satz Tiroler Flurverfas-

sungslandesgesetz 1996 – TFLG 1996, LGBl. Nr. 74 (WV), in der Fassung 

LGBl. Nr. 70/2014 von Amts wegen geprüft. 

II. Das Beschwerdeverfahren wird nach Fällung der Entscheidung im Gesetzes-

prüfungsverfahren fortgesetzt werden. 

Begründung 

I. Sachverhalt, Beschwerde und Vorverfahren 

1. Nachdem die Vollversammlung der Gemeindegutsagrargemeinschaft Neustift 

am 29. April 2019 u.a. ihren Substanzverwalter zum Ersatzmitglied des Ausschus-

ses gewählt hatte, beantragten die Gemeinde Neustift im Stubaital, die genannte 

Agrargemeinschaft und der Gewählte die Feststellung, dass der Letztgenannte 

noch Substanzverwalter dieser Agrargemeinschaft sei. Zudem beantragte die 

genannte Gemeinde u.a. die Feststellungen, sie sei weder zur Kundmachung, 

dass das Amt des Substanzverwalters wegen Eintrittes eines Unvereinbarkeits-

grundes ende bzw. geendet habe, noch dazu verpflichtet, anstelle des Drittein-

schreiters einen neuen Substanzverwalter zu bestellen. Der Drittbeschwerdefüh-

rer beantragte schließlich die Feststellung, dass er nicht verpflichtet sei, die Wahl 

zum Ersatzmitglied des Ausschusses der Gemeindegutsagrargemeinschaft 

Neustift anzunehmen. 

2. Mit Bescheid vom 15. Mai 2019 wies die Tiroler Landesregierung als Agrarbe-

hörde u.a. diese Feststellungsanträge als unzulässig zurück. 
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3. Mit Erkenntnis des Landesverwaltungsgerichtes Tirol vom 1. Juli 2019 wurde 

der gegen diesen Bescheid erhobenen Beschwerde Folge gegeben und dieser 

ersatzlos behoben. 

4. Im fortgesetzten Verfahren stellte die Tiroler Landesregierung als Agrarbehör-

de mit Bescheid vom 8. Juli 2019 u.a. fest, 

– dass mit der Wahl des Drittbeschwerdeführers zum Ersatzmitglied des Aus-

schusses der Gemeindegutsagrargemeinschaft Neustift anlässlich der Vollver-

sammlung am 29. April 2019 dessen Amt als Substanzverwalter der genannten 

Agrargemeinschaft geendet habe; 

– dass der Dritteinschreiter verpflichtet sei, seine Wahl anlässlich der genannten 

Vollversammlung zum Ersatzmitglied des Ausschusses anzunehmen; 

– dass die Gemeinde Neustift verpflichtet sei, die Beendigung des Amtes des 

Substanzverwalters gemäß § 36b Abs. 2 Tiroler Flurverfassungslandesgesetz 

1996 (in der Folge: TFLG 1996) kundzumachen und unverzüglich für den Rest der 

Funktionsperiode einen neuen Substanzverwalter gemäß § 36b Abs. 3 leg.cit. zu 

bestellen. 

5. Die gegen diesen Bescheid erhobene Beschwerde wies das Landesverwal-

tungsgericht Tirol mit dem angefochtenen Erkenntnis als unbegründet ab und 

bestätigte den Spruch des erstinstanzlichen Bescheides mit der Maßgabe, dass 

die Verpflichtung der Gemeinde Neustift zur Kundmachung der Beendigung u.a. 

des Amtes des Substanzverwalters gemäß § 36b Abs. 3 letzter Satz TFLG 1996 

festgestellt wurde. 

6. Gegen diese Entscheidung richtet sich die vorliegende, auf Art. 144 B-VG 

gestützte Beschwerde, in der die Verletzung in näher bezeichneten verfassungs-

gesetzlich gewährleisteten Rechten sowie in Rechten wegen Anwendung verfas-

sungswidriger Gesetzesbestimmungen (§ 35 Abs. 4 vierter Satz und § 36b Abs. 4 

erster Satz TFLG 1996) behauptet und die kostenpflichtige Aufhebung des ange-

fochtenen Erkenntnisses beantragt wird. 
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7. Das Landesverwaltungsgericht Tirol hat die Verwaltungs- und Gerichtsakten 

vorgelegt, jedoch auf die Erstattung einer Gegenschrift verzichtet. 

8. Die Tiroler Landesregierung als Agrarbehörde hat eine Äußerung erstattet, in 

der Teilen der Beschwerdebehauptungen entgegengetreten wird. 

9. Der Verfassungsdienst im Amt der Tiroler Landesregierung ist in seiner über 

Ersuchen des Verfassungsgerichtshofes abgegebenen Stellungnahme den in der 

Beschwerde geäußerten Bedenken ob der Verfassungsmäßigkeit des § 35 Abs. 4 

vierter Satz und des § 36b Abs. 4 erster Satz TFLG 1996 entgegengetreten. 

II. Rechtslage 

Die maßgebliche Rechtslage stellt sich wie folgt dar (die in Prüfung gezogenen 

Bestimmungen sind hervorgehoben): 

1. § 35, § 36a Abs. 1, § 36b und § 84a TFLG 1996, LGBl. 74 (WV), idF 

LGBl. 138/2019 laute(te)n: 

"§ 35 
Organe, Willensbildung, Vertretung nach außen 

 
(1) Die Organe der Agrargemeinschaften sind: 
a) die Vollversammlung; 
b) der Ausschuss; 
c) der Obmann. 
(2) Die Vollversammlung ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder der Agrarge-
meinschaft, im Fall einer Agrargemeinschaft auf Gemeindegut im Sinn des § 33 
Abs. 2 lit. c Z 1 auch die Gemeinde, ordnungsgemäß eingeladen wurden und 
mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend sind; sind zur festgesetzten Zeit 
nicht mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend, so ist die Vollversammlung 
nach Ablauf einer halben Stunde ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden 
Mitglieder beschlussfähig. Die Einladung ist ordnungsgemäß, wenn sie auf der 
Grundlage des nach Abs. 7 geführten Mitgliederverzeichnisses erfolgt oder sonst 
in einer in den Satzungen festgelegten Art, wie ortsübliche Kundmachung, 
Verlautbarung in einem den Mitgliedern allgemein zugänglichen periodischen 
Druckwerk, Anberaumung an einem bestimmten Tag im Jahr, nach einer be-
stimmten Veranstaltung oder sonstigen Übung, vorgenommen wird. Sind An-
teilsrechte festgelegt, so ist zu einem Beschluss der Vollversammlung die Mehr-
heit der Anteilsrechte der anwesenden Mitglieder erforderlich. Sind keine 
Anteilsrechte festgelegt, so beschließt die Vollversammlung mit einfacher Stim-
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menmehrheit. Bei Anteils- oder Stimmengleichheit gibt die Stimme des Ob-
mannes den Ausschlag. 
(3) Die Mitglieder haben ihre Stimmen persönlich oder durch schriftlich Bevoll-
mächtigte abzugeben. Von der Beibringung einer schriftlichen Vollmacht kann 
abgesehen werden, wenn ein Mitglied durch ein dem Obmann bekanntes Famili-
enmitglied vertreten wird und Zweifel über Bestand und Umfang der Vertre-
tungsbefugnis nicht bestehen. Ein Bevollmächtigter darf höchstens zwei Mitglie-
der vertreten. 
(4) Die Zahl der Mitglieder des Ausschusses ist von der Agrarbehörde je nach 
Größe der Zahl der Mitglieder der Agrargemeinschaft mit höchstens 15 v.H. der 
Mitglieder der Agrargemeinschaft, mindestens aber mit drei Mitgliedern festzu-
setzen. Die Mitglieder des Ausschusses sind von der Vollversammlung aus ihrer 
Mitte für die Dauer von fünf Jahren zu wählen. Als gewählt gelten der Reihe nach 
jene Mitglieder (Ersatzmitglieder), die die meisten Stimmen, die ohne Rücksicht 
auf die von den Stimmberechtigten vertretenen Anteilsrechte zu werten sind, auf 
sich vereinen. Jedes Mitglied der Agrargemeinschaft ist verpflichtet, die Wahl 
anzunehmen. Eine Neuwahl ist durchzuführen, wenn es mindestens die Hälfte 
der Ausschussmitglieder verlangt oder die Zahl der Ausschussmitglieder trotz 
Einberufung der Ersatzmitglieder unter die Hälfte absinkt. 
(5) Die Mitglieder des Ausschusses haben unmittelbar nach ihrer Wahl aus ihrer 
Mitte den Obmann und dessen Stellvertreter in getrennten Wahlgängen zu 
wählen. Als gewählt gilt, wer die meisten Stimmen auf sich vereint. 
(6) Von der Wahl des Ausschusses ist abzusehen, wenn die Agrargemeinschaft 
weniger als 15 Mitglieder umfasst. In diesem Fall sind der Obmann und dessen 
Stellvertreter in getrennten Wahlgängen von der Vollversammlung aus ihrer 
Mitte für die Dauer von fünf Jahren zu wählen. Als zum Obmann (Stellvertreter) 
gewählt gilt jenes Mitglied, das die meisten Stimmen, die ohne Rücksicht auf die 
von den Stimmberechtigten vertretenen Anteilsrechte zu werten sind, auf sich 
vereint. Jedes Mitglied der Agrargemeinschaft ist verpflichtet, die Wahl anzu-
nehmen. Eine Neuwahl ist durchzuführen, wenn es mindestens die Hälfte der 
Mitglieder der Agrargemeinschaft verlangt. 
(7) Dem Obmann obliegt die Einberufung der Vollversammlung und des Aus-
schusses. Der Obmann hat in den Sitzungen der Vollversammlung und des 
Ausschusses den Vorsitz zu führen und die Beschlüsse der Vollversammlung und 
des Ausschusses durchzuführen. Der Obmann hat ein Mitgliederverzeichnis 
ordnungsgemäß zu führen. Jeder Wechsel des Eigentums an einer Stammsitzlie-
genschaft und der Erwerb eines Mitgliedschaftsrechtes an einer Agrargemein-
schaft ist unverzüglich vom neuen Mitglied dem Obmann der Agrargemeinschaft 
schriftlich mitzuteilen. Auf die gleiche Weise ist eine Änderung der Wohnadresse 
mitzuteilen. Werden diese Mitteilungen unterlassen, so gilt das Mitgliederver-
zeichnis auch dann als ordnungsgemäß geführt, wenn die tatsächlichen Ände-
rungen nicht berücksichtigt sind. 
(8) Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder, im Fall einer 
Agrargemeinschaft auf Gemeindegut im Sinn des § 33 Abs. 2 lit. c Z 1 auch die 
Gemeinde, eingeladen wurden und der Obmann oder dessen Stellvertreter sowie 
mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend sind. Bei Verhinderung von Mitglie-
dern sind Ersatzmitglieder einzuberufen. Der Ausschuss beschließt mit einfacher 
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Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Obman-
nes. 
(9) Der Obmann vertritt die Agrargemeinschaft nach außen, in Angelegenheiten, 
die der Beschlussfassung durch die Vollversammlung oder den Ausschuss unter-
liegen, jedoch nur im Rahmen entsprechender Beschlüsse. Zu allen Vertretungs-
handlungen, durch die der Agrargemeinschaft Verbindlichkeiten auferlegt wer-
den, ist der Obmann nur gemeinsam mit einem weiteren Mitglied des 
Ausschusses, im Fall des Abs. 6 der Vollversammlung, befugt; dies gilt insbeson-
dere für die Fertigung von Urkunden. 
(10) Kann in einer Angelegenheit, die der Beschlussfassung durch die Vollver-
sammlung oder den Ausschuss unterliegt, die Vollversammlung bzw. der Aus-
schuss wegen Gefahr im Verzug nicht rechtzeitig einberufen werden, so kann der 
Obmann in dieser Angelegenheit allein entscheiden und die erforderlichen 
Maßnahmen setzen. Die Entscheidung ist ohne unnötigen Aufschub der Vollver-
sammlung bzw. dem Ausschuss zur nachträglichen Kenntnisnahme und Be-
schlussfassung vorzulegen. 
(11) Ist der Obmann verhindert, so sind die Geschäfte von seinem Stellvertreter 
zu führen. 
 
 

2. Unterabschnitt 
Sonderbestimmungen für Agrargemeinschaften auf Gemeindegut 

im Sinn des § 33 Abs. 2 lit. c Z 2 
 

§ 36a 
Organe, Satzungen 

 
(1) Organe der Agrargemeinschaften auf Gemeindegut im Sinn des § 33 Abs. 2 
lit. c Z 2 sind die Organe nach § 35 Abs. 1, der Substanzverwalter sowie der erste 
und der zweite Rechnungsprüfer. § 35 ist anzuwenden, soweit in diesem Unter-
abschnitt nichts anderes bestimmt ist. 
[…] 
 
 

§ 36b 
Substanzverwalter, Rechnungsprüfer 

 
(1) Der Gemeinderat der substanzberechtigten Gemeinde hat aus seiner Mitte 
für die Dauer der Funktionsperiode des Gemeinderates den Substanzverwalter 
und für den Fall der Verhinderung des Substanzverwalters einen ersten und 
einen zweiten Stellvertreter zu bestellen. Der Gemeinderat der substanzberech-
tigten Gemeinde kann den Substanzverwalter bzw. dessen Stellvertreter jeder-
zeit abberufen; über die Abberufung und die Bestellung eines Nachfolgers ist 
zwingend gemeinsam zu beschließen, widrigenfalls die Abberufung nicht zustan-
de kommt. 
(1a) Nach dem Ablauf der Funktionsperiode des Gemeinderates haben der 
Bürgermeister und der Bürgermeister-Stellvertreter der substanzberechtigten 
Gemeinde, bei Vorliegen eines Unvereinbarkeitsgrundes nach Abs. 4 erster Satz 
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der Reihe nach die nach § 31 Abs. 3 der Tiroler Gemeindeordnung 2001 – TGO, 
LGBl. Nr. 36/2001, zur Vertretung des Bürgermeisters berufenen Organe, bis zur 
Bestellung des Substanzverwalters und dessen Stellvertreter durch den neuen 
Gemeinderat die Aufgaben und Befugnisse des Substanzverwalters und des 
ersten Stellvertreters des Substanzverwalters wahrzunehmen. 
(2) Beschlüsse über die Bestellung bzw. die Abberufung des Substanzverwalters 
(Stellvertreters des Substanzverwalters) sind an der Amtstafel der Gemeinde 
kundzumachen. Sie werden mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung an der 
Amtstafel der substanzberechtigten Gemeinde wirksam. 
(3) Außer durch Abberufung endet das Amt als Substanzverwalter (Stellvertreter 
des Substanzverwalters) durch Tod, mit der Wirksamkeit eines Mandatsverlustes 
nach § 25 Abs. 1 TGO, eines Mandatsverzichtes nach § 26 Abs. 2 TGO oder eines 
in sinngemäßer Anwendung des § 26 Abs. 3 TGO erklärten Amtsverzichtes sowie 
mit dem Eintritt eines Unvereinbarkeitsgrundes nach Abs. 4; ist die Stadt Inns-
bruck substanzberechtigte Gemeinde, so tritt an die Stelle des § 25 Abs. 1 TGO 
der § 16a Abs. 2 des Innsbrucker Stadtrechtes 1975, LGBl. Nr. 53, an die Stelle 
des § 26 Abs. 2 TGO der § 16a Abs. 3 des Innsbrucker Stadtrechtes 1975 und an 
die Stelle des § 26 Abs. 3 TGO der § 17a Abs. 5 des Innsbrucker Stadtrechtes 
1975. Der Gemeinderat der substanzberechtigten Gemeinde hat in diesen Fällen 
für den Rest der Funktionsperiode unverzüglich einen neuen Substanzverwalter 
(Stellvertreter des Substanzverwalters) zu bestellen. Das Enden des Amtes ist 
nach Abs. 2 erster Satz kundzumachen. 
(4) Zum Substanzverwalter oder dessen Stellvertreter darf nicht bestellt werden, 
wer zum Obmann, Stellvertreter des Obmannes, Mitglied des Ausschusses oder 
Rechnungsprüfer der Agrargemeinschaft gewählt ist. Für die Befangenheit des 
Substanzverwalters oder dessen Stellvertreters gilt § 29 Abs. 1, 3 erster Satz, 5 
zweiter Satz und 6 TGO sinngemäß. 
(5) Der Gemeinderat der substanzberechtigten Gemeinde hat aus seiner Mitte 
für die Dauer der Funktionsperiode des Gemeinderates den ersten Rechnungs-
prüfer zu bestellen; Abs. 1 zweiter Satz sowie Abs. 3 erster und zweiter Satz gilt 
sinngemäß. Die Vollversammlung hat aus ihrer Mitte für die Dauer von fünf 
Jahren den zweiten Rechnungsprüfer zu bestellen; § 35 Abs. 6 zweiter, dritter 
und vierter Satz gilt sinngemäß. Zum Rechnungsprüfer darf nicht bestellt werden, 
wer zum Obmann, Stellvertreter des Obmanns, Mitglied des Ausschusses oder 
Substanzverwalter (Stellvertreter des Substanzverwalters) gewählt ist. 
(6) Auf Beschlüsse des Gemeinderates über die Bestellung und die Abberufung 
des Substanzverwalters (Stellvertreters des Substanzverwalters) und des ersten 
Rechnungsprüfers sind die gemeindeorganisationsrechtlichen Vorschriften über 
die Durchführung von Wahlen anzuwenden. 
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4. HAUPTSTÜCK 
Straf- und Schlussbestimmungen 

 
§ 84a 

Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde 
 
Die Gemeinde hat die ihr nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben, mit Aus-
nahme jener nach § 12 Abs. 2 erster Satz, § 17a Abs. 4 fünfter Satz, § 17b Abs. 3 
erster und zweiter Satz und Abs. 6, § 49e erster Satz, § 49j vierter Satz, § 52 
zweiter Satz und § 72 Abs. 2, im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen." 
 
 

2. Durch das am 30. Jänner 2021 in Kraft getretene Gesetz vom 16. Dezember 

2020, mit dem das Tiroler Flurverfassungslandesgesetz 1996 und das Güter- und 

Seilwege-Landesgesetz 1970 geändert werden, LGBl. 9/2021, wurden die Über-

schrift des § 36b TFLG 1996 neu gefasst ("Substanzverwalter, Rechnungsprüfer, 

Unvereinbarkeit"), die Wortfolge "sowie mit dem Eintritt eines Unvereinbar-

keitsgrundes nach Abs. 4" in § 36b Abs. 3 leg.cit. aufgehoben und § 36b leg.cit. 

folgender Abs. 7 angefügt: 

"(7) Zum Obmann, Stellvertreter des Obmannes oder Mitglied (Ersatzmitglied) 
des Ausschusses der Agrargemeinschaft darf nicht bestellt werden, wer zum Sub-
stanzverwalter, dessen Stellvertreter oder ersten Rechnungsprüfer gewählt ist." 
 
 

Die Materialien zu diesen Änderungen (RV 597/20 BlgLT 17. GP, 2) lauten wie 

folgt: 

"Der vorgeschlagene § 36b regelt künftig neben der Bestellung des Substanzver-
walters und des Rechnungsprüfers auch die für die Bestellung des Obmannes, 
des Stellvertreters des Obmannes und der Mitglieder (Ersatzmitglieder) des 
Ausschusses geltenden Unvereinbarkeitsgründe. Durch den vorgeschlagenen 
Abs. 7 soll – spiegelbildlich zu § 36b Abs. 4 – nicht jemand zum Obmann, Stellver-
treter des Obmannes oder Mitglied (Ersatzmitglied) des Ausschusses gewählt 
werden dürfen, der bereits zum Substanzverwalter, dessen Stellvertreter oder 
Rechnungsprüfer bestellt wurde. Durch die Aufnahme dieser Unvereinbarkeits-
gründe kann der Fall, dass eine Abberufung des Substanzverwalters oder seines 
Stellvertreters aufgrund des Eintritts eines Unvereinbarkeitsgrundes nach 
Ab[s]. 4 ex lege erfolgt, nicht mehr eintreten. Daher kann die entsprechende 
Wortfolge in Abs. 3 aufgehoben werden." 
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III. Bedenken des Verfassungsgerichtshofes 

1. Bei Behandlung der Beschwerde sind im Verfassungsgerichtshof Bedenken ob 

der Verfassungsmäßigkeit der Wortfolge "sowie mit dem Eintritt eines Unverein-

barkeitsgrundes nach Abs. 4" in § 36b Abs. 3 und des § 36b Abs. 4 erster Satz 

TFLG 1996 entstanden. 

2. Der Verfassungsgerichtshof geht vorläufig davon aus, dass die Beschwerde 

zulässig ist, dass das Landesverwaltungsgericht Tirol bei der Erlassung der ange-

fochtenen Entscheidung die in Prüfung gezogenen Bestimmungen zumindest 

denkmöglich angewendet hat und dass auch der Verfassungsgerichtshof diese 

Bestimmungen bei seiner Entscheidung über die Beschwerde anzuwenden hätte. 

3. Der Verfassungsgerichtshof hegt gegen die hiemit in Prüfung gezogenen 

Bestimmungen folgende Bedenken: 

3.1. Nach vorläufiger Annahme des Verfassungsgerichtshofes dürften die in 

Prüfung gezogenen Regelungen gegen den Gleichheitsgrundsatz verstoßen: 

3.1.1. Der Gleichheitsgrundsatz bindet auch den Gesetzgeber (s. etwa 

VfSlg. 13.327/1993, 16.407/2001). Er setzt ihm insofern inhaltliche Schranken, als 

er verbietet, sachlich nicht begründbare Regelungen zu treffen (vgl. zB 

VfSlg. 14.039/1995, 16.407/2001). Innerhalb dieser Schranken ist es dem Gesetz-

geber jedoch von Verfassungs wegen durch den Gleichheitsgrundsatz nicht 

verwehrt, seine politischen Zielvorstellungen auf die ihm geeignet erscheinende 

Art zu verfolgen (s. etwa VfSlg. 16.176/2001, 16.504/2002). Ob eine Regelung 

zweckmäßig ist und das Ergebnis in allen Fällen als befriedigend empfunden 

wird, kann nicht mit dem Maß des Gleichheitssatzes gemessen werden (zB 

VfSlg. 14.301/1995, 15.980/2000 und 16.814/2003). 

3.1.2. Gemäß § 36b Abs. 4 erster Satz TFLG 1996 darf u.a. zum Substanzverwalter 

nicht bestellt werden, wer zum Obmann, Stellvertreter des Obmannes, Mitglied 

des Ausschusses oder Rechnungsprüfer der Agrargemeinschaft gewählt ist. Mit 

dieser Regelung scheint eine Unvereinbarkeit u.a. zwischen dem Amt des Sub-

stanzverwalters einerseits und den anderen aufgezählten Ämtern andererseits 

normiert zu werden (vgl. auch § 36b Abs. 3 erster Satz TFLG 1996: "Eintritt eines 
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Unvereinbarkeitsgrundes nach Abs. 4"). Nach dem Wortlaut dieser in Prüfung 

gezogenen Bestimmung dürfte die Unvereinbarkeit allerdings nur vorliegen, 

wenn eine Person bereits zum Obmann, Stellvertreter des Obmannes, Mitglied 

des Ausschusses oder Rechnungsprüfer einer Agrargemeinschaft gewählt ist und 

es um ihre Bestellung u.a. zum Substanzverwalter geht. Für die umgekehrte 

Fallkonstellation (eine Person ist bereits zum Substanzverwalter bestellt worden 

und es geht um ihre Wahl zu den anderen genannten Ämtern) scheint die zitierte 

(oder eine andere) Bestimmung bis zur Novelle LGBl. 9/2021 keine Regelung 

enthalten zu haben (im erstinstanzlichen Bescheid vom 8. Juli 2019 heißt es dazu: 

"In diese Richtung gibt es also keine Unvereinbarkeiten."), sodass eine zum 

Substanzverwalter bestellte Person anscheinend zB zum Ersatzmitglied des 

Ausschusses derselben Agrargemeinschaft gewählt werden konnte, was bis zum 

Inkrafttreten der Novelle LGBl. 9/2021 die sofortige Beendigung ihres Amtes als 

Substanzverwalter wegen Eintrittes eines Unvereinbarkeitsgrundes zur Folge 

gehabt haben dürfte (vgl. § 36b Abs. 3 erster Satz und Abs. 4 erster Satz leg.cit.). 

3.1.3. Für den Verfassungsgerichtshof scheint es für eine unterschiedliche Be-

handlung der beiden geschilderten Sachverhaltskonstellationen keine sachliche 

Rechtfertigung zu geben, zumal es bei der Frage der Unvereinbarkeit von mehre-

ren Ämtern nur darauf ankommen dürfte, ob eine solche vorliegt (woran der 

Verfassungsgerichtshof im vorliegenden Fall angesichts der unterschiedlichen 

Interessenlagen der Gemeinde als Mitglied einer Gemeindegutsagrargemein-

schaft einerseits und der Nutzungsberechtigten derselben Agrargemeinschaft 

andererseits vorerst keine Zweifel hat), und nicht, welches dieser Ämter zuerst 

innegehabt wird (es dürfte nicht auf eine bestimmte "Richtung" ankommen). 

Im Gesetzesprüfungsverfahren wird auch zu klären sein, ob die in Prüfung gezo-

genen Bestimmungen möglicherweise einer verfassungskonformen Interpretati-

on zugänglich sind. 

3.2. Darüber hinaus dürften die in Prüfung gezogenen Regelungen auch gegen 

das verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht der Gemeinde auf Selbstverwal-

tung verstoßen: 

3.2.1. Gemäß Art. 116 Abs. 2 B-VG ist die Gemeinde ein selbständiger Wirt-

schaftskörper; sie hat – innerhalb der Schranken der allgemeinen Bundes- und 
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Landesgesetze – das Recht, Vermögen aller Art zu besitzen, zu erwerben und 

darüber zu verfügen, wirtschaftliche Unternehmungen zu betreiben sowie im 

Rahmen der Finanzverfassung ihren Haushalt selbständig zu führen und Abgaben 

auszuschreiben. Davon kann beispielsweise die Bestellung eines Schularztes samt 

Vereinbarung des Honorars erfasst sein (vgl. VfSlg. 10.842/1986). 

Neben den in Art. 116 Abs. 2 B-VG angeführten Angelegenheiten umfasst der 

eigene Wirkungsbereich der Gemeinde gemäß Art. 118 Abs. 2 B-VG alle – aus-

drücklich als solche zu bezeichnenden – Angelegenheiten, die im ausschließli-

chen oder überwiegenden Interesse der in der Gemeinde verkörperten örtlichen 

Gemeinschaft gelegen und geeignet sind, durch die Gemeinschaft innerhalb ihrer 

örtlichen Grenzen besorgt zu werden. Der Gemeinde sind gemäß Art. 118 Abs. 3 

B-VG im eigenen Wirkungsbereich u.a. die behördlichen Aufgaben insbesondere 

bei der Bestellung der Gemeindeorgane (unbeschadet der Zuständigkeit überört-

licher Wahlbehörden) und der Regelung der inneren Einrichtungen zur Besor-

gung der Gemeindeaufgaben (Z 1) sowie bei der Bestellung der Gemeindebe-

diensteten und der Ausübung der Diensthoheit (unbeschadet der Zuständigkeit 

überörtlicher Disziplinar-, Qualifikations- und Prüfungskommissionen) gewähr-

leistet (Z 2). Aufgaben des eigenen Wirkungsbereiches einer Gemeinde dürfen – 

abgesehen von den Verwaltungsgerichten (vgl. Weber, Art. 118/1-7 B-VG, in 

Korinek/Holoubek et al. [Hrsg.], Bundesverfassungsrecht, 13. Lfg. 2017, Rz 28) – 

nur von Organen der betreffenden Gemeinde erfüllt werden (vgl. 

VfSlg. 5410/1966 und 5648/1967). 

3.2.2. Gemäß § 36b Abs. 1 TFLG 1996 hat der Gemeinderat der substanzberech-

tigten Gemeinde aus seiner Mitte für die Dauer seiner Funktionsperiode u.a. den 

Substanzverwalter zu bestellen, den er jederzeit – bei zwingend gemeinsamer 

Bestellung eines Nachfolgers – abberufen kann. Beschlüsse über die Bestellung 

oder Abberufung u.a. des Substanzverwalters (sowie das Enden des Amtes aus 

anderen Gründen [zB {bis zum Inkrafttreten der Novelle LGBl. 9/2021} wegen 

Eintrittes eines Unvereinbarkeitsgrundes nach § 36b Abs. 4 TFLG 1996]; vgl. 

§ 36b Abs. 3 leg.cit.) sind gemäß § 36b Abs. 2 leg.cit. an der Amtstafel der sub-

stanzberechtigten Gemeinde kundzumachen und werden mit Ablauf des Tages 

der Kundmachung wirksam. 
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3.2.3. Der Verfassungsgerichtshof geht vor dem Hintergrund der geschilderten 

Verfassungsrechtslage vorläufig davon aus, dass die Bestellung und Abberufung 

eines Substanzverwalters durch den Gemeinderat der substanzberechtigten 

Gemeinde gemäß § 36b TFLG 1996 im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde 

erfolgen (vgl. auch § 84a leg.cit.). Damit dürfte es aber unvereinbar sein, dass es 

die Vollversammlung einer Gemeindegutsagrargemeinschaft (und damit eine von 

der örtlichen Gemeinschaft verschiedene Personengruppe) in der Hand zu haben 

scheint, durch die Wahl einer von der substanzberechtigten Gemeinde zum 

Substanzverwalter bestellten Person zB zum Ersatzmitglied des Ausschusses 

dieser Agrargemeinschaft einen Unvereinbarkeitsgrund des § 36b Abs. 4 erster 

Satz (und nunmehr auch Abs. 7) TFLG 1996 herbeizuführen, der bis zum Inkraft-

treten der Novelle LGBl. 9/2021 gemäß § 36b Abs. 3 erster Satz leg.cit. zur 

sofortigen Beendigung des Amtes als Substanzverwalter geführt haben dürfte. 

 

IV. Ergebnis 

1. Der Verfassungsgerichtshof hat daher beschlossen, die Wortfolge "sowie mit 

dem Eintritt eines Unvereinbarkeitsgrundes nach Abs. 4" in § 36b Abs. 3 und 

§ 36b Abs. 4 erster Satz TFLG 1996 von Amts wegen auf ihre Verfassungsmäßig-

keit zu prüfen. 

2. Ob die Prozessvoraussetzungen vorliegen und die dargelegten Bedenken 

zutreffen, wird im Gesetzesprüfungsverfahren zu klären sein. 

3. Dies konnte gemäß § 19 Abs. 4 VfGG ohne mündliche Verhandlung in nicht-

öffentlicher Sitzung beschlossen werden. 

Wien, am 3. März 2021 

Der Präsident: 

DDr. GRABENWARTER 

Schriftführerin: 

Mag. JUNGWIRTH 
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